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N i e d e r s c h r i f t 
 
über die öffentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am Montag, 22.09.2014, 17:00 
Uhr, Sitzungssaal des Rathauses, Kirchstraße 1, 26215 Wiefelstede 
 
 
Anwesend: 
 
Vom Bau- und Umweltausschuss 
 
Ausschussvorsitzender 
Jens Nacke CDU  

Ausschussmitglied 
Hartmut Bruns FDP  
Johann Klarmann SPD  
Enno Kruse UWG  
Jann Lübben CDU  
Jens-Gert Müller-Saathoff B 90/Grüne als Vertreter für Günter Teusner 
Tim Oltmanns B 90/Grüne  
Bärbel Osterloh CDU  
Hans-Dieter Schneider SPD  
Helmut Stalling CDU  
Jörg Weden SPD  

hinzugewähltes Mitglied 
Heinz Janßen  

von der Verwaltung 
Jörg Pieper parteilos Bürgermeister 
Hans-Günter Siemen Fachbereichsleiter 
Hergen Buschmann Fachdienstleiter Gebäudemanagement, zu 

TOP 8 u. TOP 9 
Sven Gerken Technischer Angestellter, zu TOP 9 
Bernd Quathamer Fachdienstleiter und Protokollführer 
Kim Anne Winter Auszubildende 

Gäste 
Rita Abel NWP Planungsgesellschaft mbH, zu TOP 10 

bis TOP12 
Claus Stölting Nordwestzeitung 
Wolfgang Wittig Der Wiefelsteder 
 
Zeitweise bis zu 3 Zuhörer, darunter Ratsmitglied Karl-Heinz Würdemann. 
 
 

- - - - - - - - - - - - - - - 
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Öffentlicher Teil 
 
 1. Eröffnung der öffentlichen Sitzung und Begrüßung 
 
Ausschussvorsitzender Nacke begrüßt die Anwesenden und eröffnet die Sitzung um 17.04 
Uhr. 
 
 
 2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der anwesenden Mitglieder 
 
Ausschussvorsitzender Nacke verweist auf die Einladung und die Ergänzung zur Einladung 
vom 11.09.2014, sowie auf die Nachsendungen vom 16.09.2014 und 17.09.2014. 
 
Die ordnungsgemäße Ladung und die anwesenden Mitglieder werden anschließend festge-
stellt. 
 
 
 3. Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
Die Beschlussfähigkeit wird vom Ausschussvorsitzenden festgestellt. 
 
 
 4. Feststellung der Tagesordnung und der dazu vorliegenden Anträge 
 
Die Tagesordnung wird nach kurzer Diskussion in der ergänzten Fassung festgestellt. 
 
 
 5. Beschlussfassung über die Behandlung in nichtöffentlicher Sitzung 
 
Es wird kein weiterer Bedarf für eine Behandlung in nichtöffentlicher Sitzung festgestellt. 
 
 
 6. Einwohnerfragestunde 
 
Von den anwesenden Einwohnern werden keine Fragen vorgetragen. 
 
 
 7. Genehmigung der Niederschrift vom 30.06.2014 
 
Die Niederschrift über die Bau- und Umweltausschusssitzung am 30.06.2014 wird bei zwei 
Enthaltungen genehmigt. 
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 8. Mittelanmeldungen für den Ergebnis- und Finanzhaushalt des Fachdienstes Ge-

bäudemanagement für das Haushaltsjahr 2015 sowie für die Folgejahre 2016 bis 
2018 
Vorlage: B/0191/2014 

 
BM Pieper verweist auf die umfangreichen Unterlagen. Nachdem ein erster Entwurf des 
Haushaltsplanes für das Jahr 2015 ein hohes Defizit ergeben habe, habe man sich dazu ent-
schlossen, geplante Maßnahmen zu verschieben, zu strecken oder gänzlich zu streichen. Er 
erläutert die Änderungen anhand der in der Anlage beigefügten Tabelle. Die Sanierung des 
Flachdaches der Oberschule sei notwendig, da bei den diesjährigen Arbeiten Leckagen festge-
stellt worden seien. Mit Abschluss dieser Maßnahme sei die Sanierung der Außenhaut der 
Oberschule abgeschlossen. 
 
Die Mittel für die Fußbodensanierung im Duschbereich des Mehrzweckgebäudes Spohle 
wurden in Absprache mit dem 1. Vorsitzenden des TuS Spohle ausgeplant, da der Verein ei-
nen gleichzeitigen Tausch der Räume beantragt habe. Die gesamte Maßnahme werde nun-
mehr in 2015 geplant und in 2016 umgesetzt. 
 
Auf Anfrage von Ausschussvorsitzendem Nacke erklärt BM Pieper, dass aufgrund der Sit-
zungstermine eine zeitlich andere Reihenfolge bei den Beratungen vorgenommen werden 
musste als sonst üblich. 
 
Ausschussmitglied Schneider weist daraufhin, dass die Verschiebungen innerhalb des Investi-
tionsprogramms bis 2018 erfolgen würden. Die Notwendigkeit der Maßnahmen insgesamt 
sollte jedoch bereits in der heutigen Sitzung anerkannt werden. Die Verwaltung habe bei den 
Verschiebungen sicher die notwendigen Prioritäten gesetzt. 
 
Auf Anfrage von Ausschussmitglied Schneider erklärt FDL Buschmann, dass die Pfannen-
dachsanierung bei der Grundschule Wiefelstede notwendig sei, da die alten Hohlpfannen aus 
den 50er Jahren Schäden aufweisen und brüchig sind. 
 
Ausschussvorsitzender Nacke macht deutlich, dass die tatsächliche Umsetzung der Maßnah-
men noch abhängig von den entsprechenden Ratsbeschlüssen sei. 
 
Es ergeht einstimmig folgender Beschlussvorschlag: 
 
Der Rat der Gemeinde Wiefelstede nimmt die Mittelanmeldungen des Fachdienstes Ge-
bäudemanagement gemäß beigefügter Aufstellung für das Haushaltsjahr 2015 sowie für 
die Folgejahre 2016 bis 2018 zur Kenntnis und beschließt, die jeweiligen Maßnahmen in 
den Jahren 2015 bis 2018 unter Vorbehalt der Finanzierbarkeit durchzuführen.  
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 9. Energiebericht des Gebäudemanagements der Gemeinde Wiefelstede 
Vorlage: B/0192/2014 

 
TA Gerken hält den Energiebericht der Gemeinde Wiefelstede anhand der bereits mit der Ein-
ladung versandten Präsentation und beantwortet zwischendurch einige Verständnisfragen aus 
der Mitte des Ausschusses. Durch die Sanierungsmaßnahmen in den vergangenen Jahren ins-
besondere an der thermischen Außenhülle der Oberschule Wiefelstede konnten erhebliche 
Einsparungen erzielt werden. Für die Zukunft werde das größere Einsparungspotenzial beim 
Stromverbrauch gesehen. Beabsichtigt sei, zunächst die Beleuchtung in der kleinen Turnhalle 
in Metjendorf und dann, nach Auswertung der ersten Praxiserfahrungen, in den großen Sport-
hallen in Wiefelstede und Metjendorf auf LED umzurüsten. Die Amortisationszeit betrage 
lediglich rd. 3 Jahre. 
 
Ausschussmitglied Schneider ist erfreut über die Qualität der Daten und attestiert der Verwal-
tung eine gute Arbeit. Die Zahlen seien nicht geschönt und würden eindrucksvoll die be-
schlossenen Sanierungsmaßnahmen bestätigen. Anhand dieser Informationen könne man nun 
erst wirklich entscheiden, welche Sanierungsmaßnahmen sinnvoll seien. Er spricht sich für 
die vorgeschlagene Umrüstung der Beleuchtungen aus. 
 
Ausschussmitglied Müller-Saathoff sieht das Gebäudemanagement ebenfalls auf dem richti-
gen Weg. Die Maßnahmen würden auch zu einer Verbesserung des Klimas in den Schulen 
führen. Seine Fraktion stimme den Vorschlägen der Verwaltung ebenfalls zu. 
 
Auf Anfrage von Ausschussmitglied Oltmanns erklärt FDL Buschmann, dass die Umrüstung 
der Beleuchtungen in den drei Hallen bereits im nächsten Jahr erfolgen solle. 
 
Auf Anfrage von Ausschussvorsitzendem Nacke erklärt FDL Buschmann, dass die Gesamt-
kosten für die Umrüstung auf LED eingeplant worden seien, ohne Berücksichtigung der Ein-
sparungen durch den Wegfall des turnusmäßigen Austauschs der Leuchtmittel. 
 
FDL Buschmann erklärt, dass das alte BHKW im Schulzentrum gut eingebunden war und 
wirtschaftlich betrieben werden konnte, wie der Energiebericht zeige. Eine Weiternutzung an 
einem anderen Einsatzort wäre hingegen unwirtschaftlich gewesen, weshalb man das BHKW 
verkauft habe (Anmerkung: Erlös 1.500 Euro). 
 
Ausschussmitglied Müller-Saathoff weist darauf hin, dass die beiden Photovoltaikanlagen 
aufgrund der Unterschiede bei Größe und Alter nicht vergleichbar seien. 
 
Auf Anfrage von Ausschussmitglied Schneider erklärt FDL Buschmann, dass der Primär-
energieverbrauch bei der Ermittlung des CO2-Emissionsfaktors eines BHKW berücksichtigt 
werde, wie auch bei den anderen Energieträger (Quelle für die CO2-Emissionsfaktoren im 
Energiebericht: EWE Energiebericht der Gemeinde Wiefelstede vom 10.09.2013). 
 
Es ergeht einstimmig folgender Beschlussvorschlag: 
   
Der Verwaltungsausschuss nimmt den Energiebericht des Gebäudemanagements und 
die darin enthaltenen Vorschläge zur Kenntnis und stimmt der weiteren Vorgehenswei-
se zu. 
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 10. Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 118 II "Erweiterung des Gewerbegebietes 
Wiefelstede, Eisenstraße"; 
hier: a) Beschlussfassung zu den Stellungnahmen der Behörden und sonsti-
ger 
  Träger öffentlicher Belange sowie von privater Seite 
 b) Satzungsbeschluss 
Vorlage: B/0196/2014 

 
Frau Abel, NWP, erläutert die überarbeitete Planung, das Entwässerungskonzept  und die 
Abwägungsvorschläge anhand der beigefügten Präsentation. Insgesamt handele es sich um 
eine behutsame Entwicklung des Gewerbegebietes. 
 
Ohne weitere Aussprache ergeht einstimmig folgender Beschlussvorschlag: 
   
 
a) Der Rat der Gemeinde Wiefelstede beschließt zu den eingegangenen Stellungnahmen 

der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie von privater Seite 
gemäß den vorliegenden Abwägungsvorschlägen. 

 
b) Weiter beschließt der Rat der Gemeinde Wiefelstede den Bebauungsplan Nr. 118 II 

„Erweiterung des Gewerbegebietes Wiefelstede, Eisenstraße“ gemäß § 1 Absatz 3 
und § 10 Absatz 1 BauGB in Verbindung mit §§ 10 und 58 NKomVG als Satzung ein-
schließlich Begründung. 

   
 
 11. 106. Änderung des Flächennutzungsplans (parallel zur Aufstellung des Bebau-

ungsplans Nr. 118 II); 
hier: a) Beschlussfassung zu den Stellungnahmen der Behörden und sonsti-
ger 
  Träger sowie von privater Seite 
 b) Feststellungsbeschluss 
Vorlage: B/0197/2014 

 
Ohne weitere Aussprache ergeht einstimmig folgender Beschlussvorschlag: 
    
a) Der Rat der Gemeinde Wiefelstede beschließt zu den eingegangenen Stellungnahmen 

der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie von privater Seite 
gemäß den vorliegenden Abwägungsvorschlägen. 

 
b) Weiter stellt der Rat die 106. Flächennutzungsplanänderung nebst Begründung 
fest. 
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 12. Beteiligungsverfahren zum Entwurf einer Änderung und Ergänzung des Landes-
Raumordnungsprogramms Niedersachsen (LROP); 
hier: Stellungnahme der Gemeinde Wiefelstede 
Vorlage: B/0198/2014 

 
Frau Abel, NWP, erläutert die die Gemeinde betreffenden geplanten Änderungen des LROP 
und die vorgeschlagenen Stellungnahmen hierzu anhand der beigefügten Präsentation. 
 
Ausschussmitglied Weden und hinzugewähltes Ausschussmitglied Janßen weisen darauf hin, 
dass die Vorranggebiete Biotopverbund (Mansholter Büsche) nicht nordöstlich sondern öst-
lich von Gristede liegen würden. 
 
Ausschussmitglied Bruns ist der Auffassung, dass die Steuerung der Siedlungspolitik mit Mit-
teln der regionalen Raumordnungsplanung schwierig sei. Die Gemeinde sei mit den bereits 
vorhandenen Konzepten bereits auf einem guten Weg. Den Verzicht auf Torfabbau hält er 
ebenfalls für  schwierig. 
 
Auf Anfrage von Ausschussmitglied Bruns erklärt Frau Abel, dass der neue Trassenverlauf 
der Hochspannungsleitung in der Nähe Gristedes noch nicht bekannt sei. Bei den konkreten 
Planungen habe eine Abstimmung mit dem Landkreis Ammerland zu erfolgen. Zu vorhande-
nen Siedlungen seien Abstände einzuhalten. 
 
BM Pieper bestätigt die Aussage von Frau Abel. Die Trassenplanung sei noch nicht Bestand-
teil des LROP, da sie noch sehr unkonkret sei. 
 
Frau Abel sagt eine Überprüfung des Sachverhalts zu und gegebenenfalls eine Ergänzung der 
Stellungnahme, dass Abstände zu vorhandenen Siedlungen einzuhalten und deren Erweite-
rungsmöglichkeiten zu berücksichtigen seien. 
 
Ausschussmitglied Weden sieht in der Änderung des LROP einen Eingriff in die Planungsho-
heit der Gemeinden. Als Beispiel nennt er den ÖPNV, der sich seiner Meinung nach gegebe-
nenfalls der Siedlungspolitik anzupassen habe. 
 
Ausschussmitglied Schneider spricht sich für eine Herausnahme der beiden als Vorranggebie-
te für Torferhaltung und Moorentwicklung vorgesehenen Flächen aus dem LROP aus. Eine 
Problematik bei der Entsorgung von Bauschutt sei im Landkreis Ammerland nicht vorhanden. 
Eine Entwicklung des Einzelhandels müsse zwar nicht im Außenbereich aber auch am Orts-
rand möglich sein. Die Gemeinde habe die Planungshoheit und somit eine solche Entwick-
lung selber in der Hand. 
 
Hinzugewähltes Ausschussmitglied Janßen ist ebenfalls für einen Verzicht auf die Auswei-
sung der Torferhaltungs- und Moorentwicklungsflächen. Diese würden seiner Wissens ent-
weder landwirtschaftlich genutzt oder sich im Eigentum der Kirche befinden. 
 
Ausschussmitglied Stalling befürchtet, dass eine solche Ausweisung zu Enteignungen führen 
könne. Man wisse nicht, wem die Flächen gehören würden. Eventuell müssten die Eigentü-
mer oder Pächter Nutzungseinschränkungen hinnehmen. 
 
Ausschussvorsitzender Nacke bittet Frau Abel, die Stellungnahme der Gemeinde zur geplan-
ten Änderung des LROP um den angesprochenen Hinweis zu ergänzen, dass bei Neutrassie-
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rungen von Hochspannungsleitungen Abstände zu vorhandenen Siedlungen einzuhalten und 
deren Erweiterungsmöglichkeiten zu berücksichtigen seien. 
 
Die geänderte Stellungnahme wird bis zur VA-Sitzung nachgereicht. 
 
Es ergeht einstimmig folgender Beschlussvorschlag: 
 
Der Verwaltungsausschuss beschließt, zum Entwurf einer Änderung und Ergänzung des 
Landes-Raumordnungsprogramms Niedersachsen (LROP) die vorliegende Stellung-
nahme abzugeben. 
   
 
 13. Evtl. 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 49 "Misch- und allgemeines Wohn-

gebiet in Wiefelstede, Hauptstraße, Mühlenstraße und Am Esch"; 
hier: a) Änderungsbeschluss 
 b) Beschlussfassung über die Durchführung der öffentlichen Ausle-
gung 
  gleichzeitig mit der Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 
BauGB 
Vorlage: B/0199/2014 

 
FDL Quathamer zeigt den Geltungsbereich und den Entwurf der textlichen Festsetzungen 
anhand der in der Anlage beigefügten Präsentation. 
 
FBL Siemen erklärt, dass Anlass für das Vorgehen des Landkreises eine Nachbarschaftsbe-
schwerde  gewesen sei. Der bisher baurechtswidrige Zustand könne nur durch eine Änderung 
des Bebauungsplanes legalisiert werden. 
 
BM Pieper erklärt, dass eine Beteiligung der Gemeinde an den Planungskosten mit einem 
öffentlichen Interesse an einem belebten Ortskern begründet werden könne. Der Antragsteller 
sei nicht bereit, die vollen Kosten zu übernehmen. 
 
Auf Anfrage von Ausschussmitglied Oltmanns erklärt FBL Siemen, dass die Frage des Vor-
handenseins der erforderlichen Toilettenanlagen mit dem Landkreis abgestimmt werden konn-
te. 
 
Auf Anfrage von Ausschussmitglied Schneider erklärt FBL Siemen, dass eine Befreiung von 
den Festsetzungen des Bebauungsplanes nach Angaben des Landkreises aus Gleichbehand-
lungsgründen nicht möglich sei. 
 
Ausschussmitglied Bruns befürchtet Probleme bei ähnlich gelagerten Fällen, wenn hier ein 
Teil der Planungskosten übernommen werden sollte. 
 
FBL Siemen erklärt, dass die Kostenbeteiligung auf maximal 50 % begrenzt werden sollte. 
 
Auf Anfrage von Ausschussmitglied Schneider erklärt FBL Siemen, dass zukünftig ein Be-
trieb der Außenterrasse bis 22.00 Uhr gestattet werden würde. Aktuell sei eigentlich keine 
Nutzung erlaubt. 
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Auf Anfrage von hinzugewähltem Ausschussmitglied Janßen erklärt FBL Siemen, dass die 
Änderung lediglich Gastronomiebetrieben diene. 
 
Der Ausschuss kommt überein, dass über eine eventuelle Kostenbeteiligung direkt im Ver-
waltungsausschuss entschieden werden soll. 
 

Anmerkung der Verwaltung: Der Eigentümer, Herr Reinhard Dirks, hat auf Nachfra-
ge die Zustimmung zu einer Kostenübernahme in Höhe von 50 % erteilt. 

 
Bei zwei Stimmenthaltungen ergeht folgender Beschlussvorschlag: 
   
a) Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Wiefelstede stimmt dem vorgestellten Plan-

entwurf zu und beschließt die 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 49 "Misch- und 
allgemeines Wohngebiet in Wiefelstede, Hauptstraße, Mühlenstraße und Am Esch" 
im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB. 

 
b) Weiter beschließt der Verwaltungsausschuss die Durchführung der öffentlichen Aus-

legung gleichzeitig mit der Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
 
 14. Gelände Ostkamp in Metjendorf 
 
Ausschussmitglied Weden erläutert noch einmal den Antrag der SPD-Fraktion. Ein Bedarf an 
Baugrundstücken sei vorhanden. 
 
BM Pieper erklärt, dass die Verwaltung bereits mehrfach im Ausschuss zu einer möglichen 
baulichen Entwicklung auf der Fläche Am Ostkamp vorgetragen habe. Ein Bedarf sei vorhan-
den und die Vergabe könne über die Richtlinien und über eine Entwicklung in Bauabschnitten 
gesteuert werden. Die Situation habe sich bei den Kindergärten und -krippen entspannt. Die 
Entwicklung der Schülerzahlen an der Grundschule sei ebenfalls unproblematisch. Die Ver-
waltung schlage daher vor, im nächsten Jahr das Bauleitplanverfahren durchzuführen und die 
Vermarktung in den Jahren 2016/2017 zu realisieren. 
 
Ausschussmitglied Schneider schlägt vor, die Verwaltung zu beauftragen bis zur nächsten 
Sitzung des Bau- und Umweltausschusses zu prüfen, wann mit der Bauleitplanung begonnen 
werden könne. 
 
Ausschussmitglied Müller-Saathoff ist ebenfalls der Auffassung, dass man sich Zeit lassen 
sollte, um über Wohnkonzepte nachzudenken. Hierzu sollte eventuell der Ortsbürgerverein 
hinzugezogen werden. 
 
Ausschussmitglied Weden ist der Auffassung, ebenfalls den Seniorenbeirat einzuschalten. 
Ihm schwebe eine ähnliche Einrichtung Am Ostkamp vor, wie die Seniorenwohnanlage „An 
der Försterei“ in Wiefelstede, jedoch in einem weniger aufwändigen Stil. 
 
FBL Siemen erinnert daran, dass der letzte Verkauf von Grundstücken in Metjendorf durch 
die Gemeinde vor 4 Jahren erfolgt sei. Die Verwaltung erhalte täglich Anfragen von Interes-
senten, die vertröstet werden müssen und langsam ungeduldig werden würden. Man brauche 
daher einen konkreten Zeitplan. 
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Auf Anfrage von Ausschussmitglied Bruns erklärt FBL Siemen, dass die Vorplanung keine 
Kosten verursachen werde. 
 
Anschließend ergeht einstimmig folgender Beschlussvorschlag: 
 
Der Verwaltungsausschuss beauftragt die Verwaltung zu prüfen, wie sich eine Bebau-
ung der gemeindeeigenen Fläche „Am Ostkamp“ in Metjendorf auf die Verkehrsent-
wicklung in der Umgebung und auf die Auslastung von Einrichtungen (Kita, Grund-
schule …) auswirken könnte.    
 
 
 15. Einwohnerfragestunde 
 
Von den anwesenden Einwohnern werden keine Fragen vorgetragen. 
 
 
16. Anfragen und Anregungen 
 
 16.1. Wartung der Feuerlöscher in den gemeindeeigenen Gebäuden 
 
Ausschussmitglied Oltmanns berichtet, dass ein Feuerlöscher in der Sporthalle Wiefelstede 
am letzten Freitagabend nicht funktioniert habe, als er versucht habe den Kabelbrand zu lö-
schen. 
 
BM Pieper erklärt, dass sämtliche Feuerlöscheinrichtungen regelmäßig überprüft werden. 
 
 
 16.2. Reinigung des Sportplatzes in Gristede 
 
Ausschussmitglied Bruns bedankt sich beim Bauhof für dessen Einsatz bei der Reinigung des 
Sportgeländes in Gristede. 
 
 
 16.3. Parkende Pkw am Rad- und Fußweg zum Mehrzweckgebäude Wiefelstede 
 
Ausschussmitglied Becker berichtet, dass an der Zuwegung zum Mehrzweckgebäude in Wie-
felstede häufig Pkw abgestellt werden. Durch das Parken und das Befahren des Weges wer-
den Rad- und Fußgänger gefährdet. 
 
 
 16.4. Buswendeplatz in Neuenkruge, Buschstraße 
 
Ausschussmitglied Stalling bemängelt den Zustand der Hecke beim Buswendeplatz in Neu-
enkruge. Diese müsse dringend beschnitten werden. 
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 16.5. EDEKA-Bauzaun an der Buschstraße in Westerholtsfelde 
 
Ausschussmitglied Stalling fordert, dass der Bauzaun entlang der Buschstraße wieder zurück-
gebaut werden müsse. 
 
 
 16.6. Erweiterung des Regenrückhaltebeckens in Westerholtsfelde 
 
Ausschussmitglied Stalling weist darauf hin, dass der angekündigte Termin für die Erweite-
rung des Regenrückhaltebeckens in Westerholtsfelde nicht mehr eingehalten werden könne. 
 
FBL Siemen erklärt, dass die Verspätung mit dem Landkreis Ammerland abgestimmt worden 
sei und die Maßnahme nun voraussichtlich Anfang 2015 durchgeführt werde. 
 
 
 16.7. Renaturierung der Ofener Bäke 
 
BM Pieper berichtet, dass die Renaturierung der Ofener Bäke mittlerweile abgeschlossen 
werden konnte (sh. anliegenden Bericht). Es konnten erhebliche Kosten eingespart werden. 
Die Endabrechnung liege jedoch noch nicht vor. Er schlägt eine Besichtigung der Ofener Bä-
ke vor einer der nächsten Sitzungen des Bau- und Umweltausschusses vor. 
 
 
 17. Schließung der öffentlichen Sitzung 
 
Ausschussvorsitzender Nacke schließt die öffentliche Sitzung um 19.40 Uhr. 
 
 
Nichöffentlicher Teil 
 
 
 
 
 
___________________________    ___________________________ 
gez. Jens Nacke gez. Hans-Günter Siemen  
Ausschussvorsitzender 
 

Fachbereichsleiter  

 
 
    ________________________________ 

 gez. Bernd Quathamer 
 Protokollführung 
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Bau- und Umweltausschuss am 22.09.2014 

Gemeinde Wiefelstede 
106. FNP-Änderung 

Bebauungsplan Nr. 118 II 

„Erweiterung Gewerbegebiet Eisenstraße“  
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106. FNP-Änderung 
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Entwässerungskonzept 
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Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 118 II 
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106. FNP-Änderung / B-Plan 118 II – Anregungen, Hinweise 

Natur und Landschaft, Erholung 
Landschaftsverbrauch,  
Bestandsaufnahme Biotoptypen, Artenschutz 
Wald / Hofgehölz 
Kompensation – Ofener Bäke, Horstbüsche 

Umsetzung 
Entwicklung Gewerbe in Abstimmung mit LW-
Eigentümern 

Wasserwirtschaft 
Entwässerungskonzept 
Gewässerunterhaltung Graben, Räumstreifen 
Wasserschutzzone  OOWV 

Ver- und Entsorgung 
Abwasserdruckrohrleitung  
Prüfung Lage Gasleitung 

Verkehr – Verkehrsgutachten redaktionell 
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106. FNP-Änderung - Feststellungsbeschluss 

Anpassung 
Wasserschutzzone 
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Bebauungsplan Nr. 118 II - Satzungsbeschluss 

Anpassung 
Wasserschutzzone 

Darstellung Erhalt Gehölze 
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit 
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Verkehrsuntersuchung 

PF2 – Signalanlage + Ausbau 

PF1 – Signalanlage 

PNF – Bestand 

PF3 – Kreisverkehr 



N
W

P 
P

la
nu

ng
sg

es
el

ls
ch

af
t m

bH
 

Fortschreibung Gewerbeflächenentwicklungskonzept - Übersichtsplan 



N
W

P 
P

la
nu

ng
sg

es
el

ls
ch

af
t m

bH
 

Bau- und Umweltausschuss am 22.09.2014 

Gemeinde Wiefelstede 
Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 

Änderungsentwurf 2014 

„Betroffenheit und Stellungnahme der Gemeinde“  
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Zeichnerische Darstellung 2012 
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit 

Konzepte für  
flächensparende 

Siedlungsentwicklung 

Verbesserung der 
Telekommunikation 
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Entwicklungskonzepte für 
Gewerbeschwerpunkte 

Standorte abhängig von Verfügbarkeit, 
Bedarf, Nachfrage, LW-Entwicklung, 
Verkehrsanbindung, Störungsgrad 

Gemeindliches 
Zielkonzept Wohnen 

Standorte abhängig von 
Verfügbarkeit, LW-Entwicklung 

Zusätzliche 
Regelung nicht 

erforderlich ! 
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Entwicklung Wohn- und 
Arbeitsstätten auch 

außerhalb der zentralen 
Orte 

Planungshoheit Gemeinde 

Regelungsinstrumente für 
Innenentwicklung 

ausreichend 
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Grundzentren Wiefelstede und Metjendorf 
- Keine Einschränkung des 

Verflechtungsbereichs 
Örtliche Situation berücksichtigen 
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Keine Einschränkung der 
positiven Entwicklung in den 

Grundzentren Wiefelstede und 
Metjendorf 
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Ansiedlung von 
Einzelhandelsbetrieben auch 
außerhalb zentraler Lagen – 

keine Einschränkung der 
Grundversorgung 
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Keine Einschränkung 
örtlicher Betriebe 

Neu: Vorranggebiet 
Torferhaltung und 
Moorentwicklung 
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Neu: Vorranggebiet 
Biotopverbund 
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Inanspruchnahme LW-Flächen 
vermeiden 

Gute ÖPNV-Anbindung 
vorhanden 
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Raumordnungsverfahren 
bereits eingeleitet 

Abfallentsorgung über 
Landkreis /Mansie 
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit 
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Änderungen in Zeichnerischer Darstellung 2014 
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80 Wo/Jo Westerstede, den 01.08.2014

Nachdem der Kreistag im Jahr 2007 sein Regionales Raumordnungsprogramm (RROP 96)
noch als aus dem 1998, 2002 und 2006 geänderten Landes- Raumordnungsprogramm
1994 (LROP 94) entwickelt angesehen und dessen weitere Gültigkeit (bis Juni 2017) be-
schlossen hatte, wurde 2012 das LROP mit einigen Anpassungserfordernissen geändert
(z.B. zur konkreteren raumordnerischen Absicherung von Küstenautobahn, FFH- und
Hochwasserschutzgebieten auch im RROP) und soll jetzt bis Ende 2015 erneut, jetzt auch
mit grundsätzlichen Anpassungserfordernissen für das Ammerländer RROP (Torferhalt und
Moorschutz, Biotopverbund) überarbeitet werden, was zur Folge haben könnte, dass schon
ab Ende 2015/ Anfang 2016 über das Verfahren zur Neuaufstellung eines Ammerländer
RROP zu entscheiden sein wird.

Zu den vom Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz (ML) am 24.7.2013 im Niedersächsischen Ministerialblatt (Nr. 28, S. 556) am
07.08.2013 bekanntgemachten „Allgemeinen Planungsabsichten“ hatte sich der Landkreis
Ammerland vor dem Hintergrund seines geltenden RROP nach Abstimmung mit der Baum-
schulwirtschaft mit Schreiben vom 20.9.2013 (s. a. Wirtschaftsausschuss 23.10.2013; 13-
0135) sehr kritisch zur mit dieser Änderung des LROP unter CO2- Gesichtspunkten verfolg-
ten Zielsetzung, keinen weiteren, neuen Torfabbau in Niedersachsen mehr zuzulassen,
auseinandergesetzt (s. Anlage 1). Dies stünde im Widerspruch zu dem Erfordernis, gerade
dem im Ammerland so bedeutenden Wirtschaftszweig Gartenbau- und Baumschulwirt-
schaft wegen fehlender Ersatzstoffe weiterhin ausreichend Torfsubstrate zur Verfügung
stellen zu können. Von den im RROP 96 festgelegten ca. 5.000 ha Vorranggebiet für Roh-
stoffgewinnung sind nur ca. 1.500 ha über die vorgenommene räumliche Steuerung per
Zeitstufenregelung abbaubar, von denen noch ca. 1.000 ha weiterhin zur Verfügung stehen
sollten, zumal es keine ausreichenden Mengen an Ersatzsubstraten in genügender Qualität
gibt.
Zurzeit haben im Ammerland noch ca. 50 Abbaugenehmigungen mit einer noch nicht ab-
gebauten Menge Torf von ca. 1,6 Mio. m³ Bestandsschutz (s. a. Vorlage Ausschuss für
Landwirtschaft und Umwelt 12.06.2014; 14-0107), so dass im Ammerland mit unveränder-
ten Planungen des Landes für die kleineren, inhabergeführten Torfunternehmen und für die
Gartenbau- und Baumschulwirtschaft kurz- bis mittelfristig Restriktionen befürchtet werden
müssen. Mit den Genehmigungen können bis 2024 noch ca. 1,0 Mio. m³ Torf abgebaut
werden und bis 2032 nur noch zusätzliche ca. 0,6 Mio. m³. Mittel- bis langfristig wird mit
Umsetzung der Ziele des Landes im Ammerland der Torfabbau aber zum Erliegen kommen
(s. Anlage 2).
Am 24.6.2014 hat nun die Landesregierung den Entwurf  einer Verordnung zur Änderung
der Verordnung über das Landes- Raumordnungsprogramm beschlossen und Ende Juli in
das Beteiligungsverfahren gegeben (s.a. LROP Entwurf 2014). Das Beteiligungsverfahren
nach § 3 Abs. 2 NROG i.V.m. § 10 ROG, in dem u. a. die Träger der Regionalplanung (§ 20
NROG) zur Stellungnahme aufgefordert sind, läuft bis zum 14.11.2014.

Zusätzlich zu den unter Klimaschutzgesichtspunkten zu erwartenden o. g. neuen Zielen
zum Torferhalt und Moorschutz soll das LROP zukünftig auch stärker als bisher den Flä-
chenverbrauch eindämmen, die Breitbandversorgung des ländlichen Raumes und die An-
passung der Infrastrukturen und die Siedlungsentwicklung an den demografischen Wandel
unterstützen und vor allem die Entwicklung eines landesweiten Biotopverbundes auch
raumplanerisch so absichern, dass der zunehmende Flächendruck auf Land- und Forst-
wirtschaft abgemildert werden kann. Nach dem vorliegenden Entwurf wird es also zusätzli-
che, für den Landkreis Ammerland relevante Änderungen gegenüber dem geltenden LROP
2012 und insbesondere gegenüber dem Ammerländer RROP geben.
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Bei den Grundsätzen zur Entwicklung der Siedlungsstruktur (Kapitel 2.1) sind die seit
2013 im BauGB durch das „Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und
Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts“ verankerten Planungs-
grundsätze aufgenommen worden z.B. mit der Aufforderung an den Träger der Regional-
planung, zusammen mit den Gemeinden Siedlungsentwicklungskonzepte zu erarbeiten.

Kapitel 2.1 Ziffer 04 – 07 (Normalschrift = RO- Grundsätze)

Der Landkreis Ammerland hat mit seinem gemeindlich abgestimmten Konzept „ÖPNV- ori-
entierte Siedlungsentwicklung“ diesen Grundsätzen schon 2011 (s. a. Wirtschaftsaus-
schuss 17.11.2011) so weitgehend entsprochen, das es als Entscheidungsgrundlage he-
rangezogen werden könnte.

Mit den Grundsätzen zur Entwicklung der Daseinsvorsorge und Zentralen Orte (Kapitel
2.2) sollen sowohl die Prinzipien der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse weiterverfolgt
wie auch auf die Herausforderungen einer sich ändernden Gesellschaft reagiert werden.

Kapitel 2.2 Ziffer 01 – 02
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Kapitel 2.2 Ziffer 03 Satz 7 (Fettschrift = RO- Ziele)

Erstmals wird im LROP der Verflechtungsbereich von Grund- und Mittelzentren eindeutig
und als Ziel so festgelegt, dass auch die Rechtsprechung das schon im LROP 2002 formu-
lierte Kongruenzgebot (s. u.) anerkennen können müsste. Da im Landkreis Ammerland in
allen Gemeinden mehrere Orte die Funktion Grundzentrum haben, ist zukünftig die Festle-
gung derer Verflechtungsbereiche erforderlich. Ein Abgrenzungs- bzw. Zuordnungsvor-
schlag der Ammerländer Orte und Ortschaften zum jeweiligen Grundzentrum kann dem
2009/ 2010 in Abstimmung mit den Gemeinden erarbeiteten „Regionalen Einzelhandels-
konzept“ entnommen werden.

Für die Mittelbereiche gilt  Kapitel 2.2 Ziffer 05 Satz 2

wonach für die im Ammerland festgelegten Mittelzentren Bad Zwischenahn, Rastede und
Westerstede ganz unterschiedlich große Mittelbereiche festgelegt werden können, die



4 / 13

im LROP ausschließlich nach Erreichbarkeitskriterien ermittelt und abgegrenzt wurden. Ede-
wecht wird dem Mittelzentrum Bad Zwischenahn, Wiefelstede dem Mittelzentrum Rastede und
Apen, Barßel und Uplengen werden dem Mittelzentrum Westerstede, die Grundzentren Ofen,
Petersfehn und Friedrichsfehn aber im wesentlichen dem Mittel- und Oberzentrum Oldenburg
zugerechnet. Bereiche südlich des Küstenkanals werden dem Mittelzentrum Friesoythe und
nördliche Teile in Rastede und Wiefelstede dem Mittelzentrum Varel zugerechnet.

Die Ziele der Raumordnung zur Entwicklung der Versorgungsstrukturen des Einzelhandels
(Kapitel 2.3) werden weiterhin große Relevanz haben bei gemeindlichen Planungen für die
Ansiedlung von sogenannten Einzelhandelsgroßprojekten1, denn:

Kapitel 2.3 Ziffer 03 Satz 1 bis 5

Mit dem erst mit Festlegung der Verflechtungsbereiche wirkenden Kongruenzgebot soll si-
chergestellt werden, dass die Wirkung der Verkaufsfläche eines Einzelhandelsgroßprojek-
tes den Einzugsbereich des jeweiligen Zentralen Ortes (Grundzentrum/ Mittelzentrum) nicht
wesentlich überschreitet. Mit den heute ebenfalls schon geltenden Konzentrations- und In-
tegrationsgeboten soll darüber hinaus sichergestellt werden, dass Einzelhandelsgroßpro-
jekte im zentralen Siedlungsgebiet und nicht „auf der grünen Wiese“ errichtet und das An-
gebot sogenannter innenstadtrelevanter Sortimente auf die „städtebaulich integrierten La-
gen“ bzw. die „zentralen Versorgungsbereiche“ konzentriert bleibt. Für das Ammerland
wurden die „städtebaulich integrierten Lagen“ in den Zentralen Orten in Abstimmung mit
den Gemeinden schon im Regionalen Einzelhandelskonzept so abgegrenzt, dass sie seit
Jahren Richtschnur für die Einzelhandelsentwicklung im Ammerland sind.

Nach dem Entwurf des LROP gelten ebenfalls weiterhin das Abstimmungs- und Beeinträch-
tigungsverbot, mit denen sichergestellt werden soll, dass Warensortiment und Verkaufsflä-

1 Verkaufsfläche > 800 m²



5 / 13

che von Einzelhandelsgroßprojekten auf ausgeglichene Versorgungsstrukturen keine
schädlichen Auswirkungen haben. Obwohl so auch im BauGB verankert, ist damit der
Raumordnung eine große Mitverantwortung für den Erhalt der Attraktivität der Orte des
Ammerlandes zugewachsen.

Die Grundsätze und Ziele zur Entwicklung eines landesweiten Freiraumverbundes und
seiner Funktionen (Kapitel 3.1) werden sowohl für den Bodenschutz wie auch für Natur
und Landschaft definiert.

Zum Bodenschutz: Kapitel 3.1.1 Ziffer 05 und 06

Böden mit hohen Kohlenstoffgehalten sind Moore und andere Böden, die bis in eine Tiefe
von zwei Metern einen mindestens zehn Zentimeter mächtigen Horizont mit einem Humus-
gehalt von mindestens 8 % aufweisen. Hierzu gehören auch alle durch Sanddeck- oder
Sandmischkultur, durch Tiefumbruch oder Baggerkuhlung veränderten Moorböden,
sonstwie überlagerte Torfe und die Moorgleye und Organomarschen. Die Gebietskulisse
der so abgegrenzten Böden geht über die bisherigen Abgrenzungen von Mooren in Nie-
dersachsen weit hinaus.
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Auszug aus Karte „Böden mit hohen Kohlenstoffgehalten“ des Landesamtes für Berg-
bau, Energie und Geologie (LBEG) Niedersachsen

Innerhalb dieser Gebietskulisse zu entwickelnde Moore sind Böden mit einer Torfauflage
von mindestens 30 cm und einem Humusgehalt von mehr als 30 %. Diese Moore sollen
langfristig auch bei anthropogen stark veränderter Struktur wieder in einen natürlichen Zu-
stand entwickelt werden, damit sie ihre Funktion als Kohlenstoffspeicher wahrnehmen kön-
nen. Sie sollen aber nicht nur Klimaschutzfunktion übernehmen, sondern auch als Lebens-
raumtyp für Natur- und Artenschutz und damit auch für das Landschaftsbild und den Erho-
lungswert der Landschaft Funktionen als „Ökosystemdienstleister“ erfüllen.

Die langfristige Moorentwicklung erfordert eine Wiedervernässung und damit weitgehende
Herausnahme der Flächen aus der landwirtschaftlichen Nutzung, wozu andere als die In-
strumente der Raumordnung einzusetzen sein werden.

Im LROP Entwurf als Vorranggebiete für Torferhaltung und Moorentwicklung festgelegte
Gebiete sind in ein neues RROP des Landkreises Ammerland zu übernehmen und zu kon-
kretisieren. Für diese Vorranggebiete ist eine Moormächtigkeit von mehr als 1,30 m und/
oder eine bestehende oder entwicklungsfähige Funktion als natürliche Senke für klimarele-
vante Stoffe (Methan, CO2) nachgewiesen.

Auszug aus Karte Entwurf „Zeichnerische Darstellung“ LROP  2014
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In der Begründung (Seite 26) wird zu der Position des Ammerlandes ausgeführt:

„Bestimmte Kulturlandschaften wie z. B. im Ammerland haben sich gerade aufgrund des
Torfabbaus und der Torfnutzung entwickeln können und die Konzentration bestimmter
Branchen bewirkt. Diese mit dem Torfsubstrat verbundenen Branchen, wie z.B. der Garten-
bau- und Baumschulbereich, sind gerade bei Ausbleiben neuer Torfabbaugenehmigungen
bzw. dem stetigen Rückgang der Abbaumengen in den nächsten Jahren (Ausschöpfung
der bestehenden Abbaugenehmigungen) auf Torfimporte und Ersatzsubstrate angewie-
sen.“

Damit macht das Land Niedersachsen bzw. das ML nach Auffassung des Fachamtes sehr
deutlich, dass die Forderungen aus dem Ammerland zum Erhalt von Möglichkeiten zum
Torfabbau in dieser Region nicht das Gewicht erhalten haben, dass in Hannover über wei-
tere Optionen überhaupt nachgedacht wurde.

Wie schon im August 2013 in der Stellungnahme zu den „Allgemeinen Planungsabsichten“
dargelegt begrüßt der Landkreis Ammerland grundsätzlich die Absicht des Landes Nieder-
sachsen, mit dem LROP erstmals auch „Vorranggebiete für Torferhaltung und Moorentwick-
lung“ festzulegen. Der Landkreis Ammerland ist sich seiner Verantwortung für den Klima-
schutz bewusst. Es wird im Ammerland kein Torf auf heute schon naturschutzfachlich wert-
vollen und für die Zielsetzungen des Landes geeigneten Moorflächen gewonnen.

Im Landkreis Ammerland werden aber 50 % der Baumschulfläche Niedersachsens bewirt-
schaftet. Damit ist das Ammerland die größte Baumschulregion in Deutschland. Grundlage
für diesen bedeutenden Wirtschaftscluster Gartenbau- und Baumschulwesen waren und
sind die ausgedehnten (heute degradierten) Moore in der Region und deren extensive wirt-
schaftliche Nutzung. Diese Nutzungsmöglichkeit muss zumindest teilweise weiterhin ge-
währleistet sein, zumal geeignete Torfersatzstoffe in ausreichender Menge fehlen. Sollten
der Ammerländer Gartenbau- und Baumschulwirtschaft wichtige wirtschaftliche Grundlagen
genommen werden, wie mit Entwurf des LROP eingeleitet, wird ein die Prosperität des
Ammerlandes stärkender Wirtschaftszweig auf andere Standorte ausweichen (müssen),
was nicht nur einen Verlust von Unternehmen und Arbeitsplätzen bedeuten, sondern auf
lange Sicht auch eine Veränderung der touristisch vermarkteten, durch die Gartenbau- und
Baumschulwirtschaft entstandenen „Parklandschaft Ammerland“ nach sich ziehen könnte.
Ein Verlust der hohen touristischen Attraktivität der Ammerländer Landschaft könnte dann
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zusätzlich einen Rückgang der heute über 1 Mio. Übernachtungen pro Jahr mit weiterrei-
chenden wirtschaftlichen Folgen zum Nachteil des Ammerlandes nach sich ziehen.

Deshalb kann der Landkreis Ammerland diese Änderung des LROP nicht mittragen. Es ist
auch sehr zu bezweifeln, dass die Klimaziele des Landes mit einer Verhinderung des Torf-
abbaus in Niedersachsen erreicht werden. Zwar würde so die Freisetzung von klimaschäd-
lichen Stoffen aus niedersächsischen Mooren reduziert. Solange aber in Europa (Skandina-
vien, Baltikum) und auch außerhalb Europas (Kanada) Torf gewonnen und importiert wer-
den kann, wird die Freisetzung klimaschädlicher Stoffe nach Verlagerung der Abbauaktivi-
täten in diese Länder dort stattfinden und verbunden mit den dann langen Transportwegen
sogar eine schlechtere Klimabilanz erzeugen.

Diese Position sollte in einer Stellungnahme gegenüber dem Land Niedersachsen (s.a. An-
lage 3) noch einmal sehr deutlich gemacht werden.
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Geltendes und neues LROP geben für ein neues Ammerländer Regionales Raumord-
nungsprogramm insbesondere Folgendes vor:

o Flächen für Kleigewinnung und den Küstenschutz sind in den Regionalen Raum-
ordnungsprogrammen als Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung vorrangig
binnendeichs festzulegen (Kapitel 1.4 Ziffer 03 Satz 3)

Diese Aufgabe lag bisher nicht im Fokus des Landkreises Ammerland. Die Auswirkungen
des Klimawandels machen es aber notwendig, sich vorausschauend und vorsorgend für
ein sturmflutgefährdetes Gebiet hinter der Hauptdeichlinie in Niedersachsen in der Größe
von ca. 6.600 km² mit einem effektiven Insel- und Küstenschutzes auch raumordnerisch so
zu befassen, dass den Menschen in den sturmflutgefährdeten Lebens- und Wirtschafts-
räumen der niedersächsischen Küstenzone auch zukünftig Sicherheit garantiert werden
kann. Deshalb gibt schon das LROP 2012 (Kapitel 1.4 03) den Trägern der Regionalpla-
nung auf, im Untersuchungsraum

Untersuchungsraum

(im Abstand von 30 km zu den Hauptdeichen) die Flächen für die Gewinnung von für den
Küstenschutz geeigneten Kleivorkommen als Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung (Klei)
festzulegen. Erst wenn binnendeichs keine ausreichende Flächensicherung erfolgen kann,
sind auch Vordeichsflächen trotz deren hohem naturschutzrechtlichen Schutzstatus (Natio-
nalpark Wattenmeer) zu prüfen. Seit Anfang 2014 liegen hierzu vom LBEG übermittelte
Daten mit Aussagen zur Lage und Qualität von Kleivorkommen vor, die auch im Landkreis
Ammerland umfängliche Kleivorkommen beschreiben. Mit diesem Flächenpool ist auch im
Ammerland davon auszugehen, dass solche Flächen in einem RROP als Vorranggebiet für
Rohstoffgewinnung (Klei) festzulegen sein werden.
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Außerdem geben geltendes und neues LROP vor:

o Bei regionalen oder überregionalen Erfordernissen sind in den Regionalen
Raumordnungsprogrammen Entwicklungsaufgaben  (Wohnen, Gewerbe, Er-
holung, Tourismus) in den Gemeinden als Ziele der Raumordnung festzulegen
(Kapitel 2.1 Ziffer 08).

o Die Grundzentren sind in den Regionalen Raumordnungsprogrammen festzule-
gen. Werden in einer Gemeinde … mehrere Grundzentren festgelegt, sind … die
entsprechenden teilörtlichen Verflechtungsbereiche in den Regionalen Raum-
ordnungsprogrammen festzulegen (Kapitel 2.2 Ziffer 03 Satz 6 und Satz 8).

o Zentrale Orte sind in den Regionalen Raumordnungsprogrammen im Benehmen
mit den Gemeinden räumlich als zentrale Siedlungsgebiete festzulegen (Kapitel
2.2 Ziffer 04).

o Bei regionalen oder überregionalen Erfordernissen sind siedlungsnahe Freiräu-
me in den Regionalen Raumordnungsprogrammen als Vorranggebiete Frei-
raumfunktionen festzulegen (Kapitel 3.1.1 Ziffer 03 Satz 2).

o Die Vorranggebiete Torferhaltung und Moorentwicklung (des LROP) sind in
die Regionalen Raumordnungsprogramme zu übernehmen und dort räumlich
näher festzulegen (Kapitel 3.1.1 Ziffer 06 Satz 4).

o Die Gebiete (mit international, national und landesweit bedeutsamen Biotopen;
mit Vorkommen international, national und landesweit bedeutsamer Arten; von
gesamtstaatlich repräsentativer Bedeutung für den Naturschutz; mit landesweiter
Bedeutung für den Moorschutz und mit landesweiter Bedeutung für den Fließge-
wässerschutz) sind nach Abwägung ihrer Schutzerfordernisse in den Regionalen
Raumordnungsprogrammen räumlich festzulegen und entsprechend ihrer natur-
schutzfachlichen Bedeutung als Vorranggebiet oder Vorbehaltsgebiet Natur
und Landschaft oder als Vorranggebiet oder Vorbehaltsgebiet Grünlandbe-
wirtschaftung, -pflege und –entwicklung zu sichern (Kapitel 3.1.2 Ziffer 08
Satz 2).

o Gemäß den rechtlichen Vorgaben und entsprechend ihrer jeweiligen natur-
schutzfachlichen Bedeutung sind … Naturschutzgebiete in den Regionalen
Raumordnungsprogrammen als Vorranggebiete Natur und Landschaft … o-
der als Vorranggebiet oder Vorbehaltsgebiet Grünlandbewirtschaftung, -
pflege und –entwicklung zu sichern (Kapitel 3.1.2 Ziffer 08 Satz 3).

o Die Vorranggebiete Natura 2000 sind in den Regionalen Raumordnungspro-
grammen räumlich festzulegen (Kapitel 3.1.3 Ziffer 02 Satz 5).

o Großflächige Lagerstätten (25 ha oder größer) von überregionaler Bedeutung,
die aus landesweiter Sicht für einen Abbau (im LROP) gesichert werden, sind …
als Vorranggebiete Rohstoffgewinnung festgelegt. Sie sind in die Regionalen
Raumordnungsprogramme zu übernehmen und dort räumlich näher festzulegen
(Kapitel 3.2.2 Ziffer 02).

o Vorranggebiete von regionaler Bedeutung und Vorbehaltsgebiete für Roh-
stoffgewinnung sind in den Regionalen Raumordnungsprogrammen auf der
Grundlage der aktuellen Rohstoffsicherungskarten festzulegen. Vorranggebiete
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von regionaler Bedeutung und Vorbehaltsgebiete sind in einem Umfang räumlich
festzulegen, der zusammen mit den im Landes-Raumordnungsprogramm festge-
legten Vorranggebieten Rohstoffgewinnung eine langfristige Bedarfsdeckung si-
chert (Kapitel 3.2.2 Ziffer 06).

o Die (im LROP) genannten Einzugs- und Schutzgebiete von Trinkwassergewin-
nungsanlagen und Heilquellen sowie Grundwasservorkommen sind in die Regi-
onalen Raumordnungsprogramme zu übernehmen und als Vorranggebiete
Trinkwassergewinnung festzulegen (Kapitel 3.2.4 Ziffer 09 Satz 3).

o In den Regionalen Raumordnungsprogrammen sind vorsorgend Flächen für
Deichbau- (und Küstenschutz-)maßnahmen zu sichern (Kapitel 3.2.4 Ziffer 10
Satz 3).

o In den Regionalen Raumordnungsprogrammen sind zur Gewährleistung des vor-
beugenden Hochwasserschutzes die Überschwemmungsgebiete nach § 76 Ab-
satz 2 Satz 1 und Absatz 3 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sowie nach § 115
Absatz 2 des Niedersächsischen Wassergesetzes als Vorranggebiete Hoch-
wasserschutz festzulegen (Kapitel 3.2.4 Ziffer 12 Satz 1).

o Flächen für den Bau von Rückhalteräumen sind in den Regionalen Raumord-
nungsprogrammen als Vorbehaltsgebiete Hochwasserschutz festzulegen
(Kapitel 3.2.4 Ziffer 12 Satz 4).

o In den Regionalen Raumordnungsprogrammen sind Festlegungen zur Siche-
rung und bedarfsgerechten Entwicklung des öffentlichen Personennahver-
kehrs zu treffen; dabei ist sicherzustellen, dass straßen- und schienengebunde-
ner öffentlicher Personennahverkehr aufeinander abgestimmt sind (Kapitel 4.1.2
Ziffer 05 Satz 3).

o Die sonstigen Hauptverkehrsstraßen von überregionaler Bedeutung sind zu si-
chern und bedarfsgerecht auszubauen. Sie sind (im LROP) als Vorranggebiete
Hauptverkehrsstraße festgelegt (Kapitel 4.1.3 Ziffer 02 Satz 1 und Satz 2).

o Die (im LROP) festgelegten Vorranggebiete Autobahn und Vorranggebiete
Hauptverkehrsstraßen sind in die Regionalen Raumordnungsprogramme zu
übernehmen und dort räumlich näher festzulegen (Kapitel 4.1.3 Ziffer 03 Satz 1).

o Die Verkehrslandeplätze mit regionaler Bedeutung sind in den Regionalen
Raumordnungsprogrammen zu sichern und räumlich festzulegen (Kapitel 4.1.5
Ziffer 03 Satz 6).

o Für die Nutzung von Windenergie geeignete raumbedeutsame Standorte sind zu
sichern und unter Berücksichtigung der Repowering-Möglichkeiten in den Regio-
nalen Raumordnungsprogrammen als Vorranggebiete oder Eignungsgebiete
Windenergienutzung festzulegen (Kapitel 4.2 Ziffer 04 Satz 1).

o Die (zwischen Conneforde und Cloppenburg und Merzen) genannten sowie die
(im LROP) als Vorranggebiete für Leitungstrasse festgelegten Leitungstrassen
sind in die Regionalen Raumordnungsprogramme zu übernehmen und so lange
von entgegenstehenden Planungen freizuhalten, bis eine endgültige Linienfüh-
rung planfestgestellt ist (Kapitel 4.2 Ziffer 07 Satz 16).
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o Für die Energieübertragung im Hochspannungsnetz mit einer Nennspannung
von 110 kV oder weniger sind Leitungstrassen zu sichern und in den Regionalen
Raumordnungsprogrammen als Vorranggebiete Leitungstrasse festzulegen
(Kapitel 4.2 Ziffer 07 Satz 17).

o Leitungstrassen sowie Standorte und Flächen, die zur Sicherung und Entwick-
lung der regionalen Energiegewinnung und –verteilung erforderlich oder vorsor-
gend zu sichern sind, sind in den Regionalen Raumordnungsprogrammen fest-
zulegen (Kapitel 4.2 Ziffer 12 Satz 1).

Damit gibt das LROP für die nachfolgende Planungsstufe eines Ammerländer RROP schon
sehr verbindliche Grundsätze und Ziele der Raumordnung zur künftigen räumlichen Ent-
wicklung des Teilraumes Ammerland vor. Ein aus diesem LROP entwickeltes RROP Am-
merland würde damit nachhaltig sowohl vorsorgende Flächensicherung leisten und auch
Grundlage für die Umsetzung raumbedeutsamer Projekte so sein können, dass das Am-
merland in seiner sehr positiven Entwicklungslinie bleiben kann.

Neben diesen „Aufträgen“ sind im LROP zusätzliche Handlungsdirektiven für ein Ammer-
länder Regionales Raumordnungsprogramm formuliert:

o Die Träger der Regionalplanung sollen zusammen mit den Gemeinden Potenzia-
le und Maßnahmen für eine Flächen sparende und nachhaltige Siedlungsent-
wicklung ermitteln und diese zur Grundlage für einvernehmlich mit den Gemein-
den abgestimmte Siedlungsentwicklungskonzepte machen (Kapitel 2.1 Ziffer
04).

o In den Regionalen Raumordnungsprogrammen sollen klimaökologisch be-
deutsame Freiflächen gesichert und entwickelt werden (Kapitel 3.1.1 Ziffer 01
Satz 2).

o In den Regionalen Raumordnungsprogrammen sollen (zum LROP) ergänzende
Kerngebiete (des landesweiten Biotopverbundes) auf Basis naturschutzfachli-
cher Konzepte festgelegt werden (Kapitel 3.1.2 Ziffer 04 Satz 1).

o Die landesweit bedeutsamen Gebiete (mit international, national und landesweit
bedeutsamen Biotopen; mit Vorkommen international, national und landesweit
bedeutsamer Arten; von gesamtstaatlich repräsentativer Bedeutung für den Na-
turschutz; mit landesweiter Bedeutung für den Moorschutz und mit landesweiter
Bedeutung für den Fließgewässerschutz) sollen in den Regionalen Raumord-
nungsprogrammen um die jeweils notwendigen Pufferzonen ergänzt werden
(Kapitel 3.1.2 Ziffer 08 Satz 4).

o In regionalen Planungsräumen oder Teilräumen, die durch Rohstoffgewinnung
erheblich belastet sind, können zur geordneten räumlichen Steuerung des Bo-
denabbaues in den Regionalen Raumordnungsprogrammen neben Vorrangge-
bieten Rohstoffgewinnung auch Vorranggebiete Rohstoffsicherung für einzel-
ne Rohstoffarten festgelegt werden. Vorranggebiete Rohstoffsicherung dienen
der langfristigen Sicherung von Rohstoffvorkommen (Kapitel 3.2.2 Ziffer 07)

(Das neue LROP bietet mit der Differenzierung von Vorranggebieten für Roh-
stoffgewinnung und Vorranggebieten für Rohstoffsicherung auf der Ebene der
RROP ein räumliches Steuerungsinstrument an, das die bisherige Zeitstufenre-
gelung ersetzt.)
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o Entsprechend regionaler und überregionaler Erfordernisse sollen in den Regio-
nalen Raumordnungsprogrammen weitere Grundwasservorkommen als Vor-
rang- oder Vorbehaltsgebiete Trinkwassergewinnung festgelegt werden (Ka-
pitel 3.2.4 Ziffer 09 Satz 4).

o Die Träger der Regionalplanung sollen darauf hinwirken, dass unter Berücksich-
tigung der regionalen Gegebenheiten der Anteil einheimischer Energieträger und
erneuerbarer Energien, insbesondere der Windenergie, der Solarenergie, der
Wasserkraft, der Geothermie sowie von Biomasse und Biogas, raumverträg-
lich ausgebaut wird (Kapitel 4.2 Ziffer 01 Satz 2 und Satz 3).

o Für die Nutzung durch Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie sollen bereits versiegelte Flächen in Anspruch genommen werden.
Zur Verbesserung der Standortentscheidungen für die … genannten Anlagen
sollen die Träger der Regionalplanung im Benehmen mit den Gemeinden regio-
nale Energiekonzepte erstellen und in die Regionalen Raumordnungspro-
gramme integrieren (Kapitel 4.2 Ziffer 13).

Insgesamt kann aus Sicht des Landkreises Ammerland dem Entwurf des LROP 2014 auch
im Hinblick auf die Neuaufstellung des Ammerländer RROP zugestimmt werden, allerdings
müssen weiterhin die Grundlagen für die Ammerländer Gartenbau- und Baumschulwirt-
schaft wenn nicht auf Landes- dann aber mindestens auf Landkreisebene gesichert werden
können.
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303.2-20302/26-2-14 80 RO- H 17 20.09.2013 
vom 31.7.2013 

LROP 
Allgemeine Planungsabsichten zu einer Programmfortschreibung 

Sehr geehrter Herr Minister Meyer, 

grundsätzlich begrüßt der Landkreis Ammerland die Absicht des Landes Niedersachsen, 
mit der Programmfortschreibung des LROP erstmals auch "Vorrangebiete zur Erhaftung 
und Entwicklung natürlicher Senken für klimaschädliche Stoffe" festzulegen. 
Der Landkreis Ammerland ist und war sich immer seiner Verantwortung für den Klima­
schutz bewusst und ist in der Vergangenheit äußerst verantwortlich mit dem Thema 
Torfabbau umgegangen . 

Obwohl das Land Niedersachsen 1994 entgegen den damaligen Forderungen des Land­
kreises über 5.000 ha Fläche für den Torfabbau allein im Ammerland ..freigegeben" hatte 
(von denen heute immer noch 3.200 ha im LROP 2012 gesichert sind), hat der Landkreis 
Ammerland mit der Festlegung von Vorranggebieten für die Rohstoffgewinnung (Torf) in 
zwei Zeitstufen in seinem RROP seit 1996 erfolgreich den Torfabbau im Wesentlichen 
auf die 1.500 ha Vorranggebiet für die Rohstoffgewinnung (Torf) mit der Zeitstufe I kon­
zentrieren können_ Dieses ist ein raumplanerischer Erfolg im Sinne der jetzigen Zielset­
zungen des Landes. 

Für die heute erst zu ungefähr einem Drittel in Anspruch genommenen Flächen der Zeit­
stufe I wurde zur Vermeidung von Flächenkonkurrenzen zur Landwirtschaft als Folgenut­
zung die Grünlandnutzung festgelegt. Dieses "Ammerländer Modell" der extensiven Nut­
zung von Torflagerstätten (ein Stich Weißtorf und anschließende Grünlandnutzung) hat 
sich weitgehend bewährt und muss weiterhin Entwicklungsziel sein .. 

Besuchszeiten: B8n~verbindunQen BLZ Konto-Nr. IBAN sie 
Mo - 00 von B.OO - 16.00 Uhr LzO Weslerstede 2B050100 40401 986 OEB2280501000040401986 BRLADE21l20 
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Moorflächen innerhalb Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung (Torf) Zeit­
stufe I eignen sich. wenn nicht aus der landwirtschaftlichen Nutzung entlassen und 
kostenaufvvändig bestehenden Entwässerung entzogen werden,nicht für die Umset­
zung der wird im Ammerland kein Torf auf naturschutzfachlich 
wertvollen und für die Zielsetzungen des Landes geeigneten Moorflächen gewonnen. 

Im Landkreis Ammerland werden 50 Baumschulfläche be­
wirtschaftet. Damit ist Ammerland die größte Baumschulregion in Deutschland. 
Grundlage für bedeutenden Wirtschaftscluster Gartenbau- und Baumschulwesen 
waren und sind die ausgedehnten (heute degenerierten) Moore in der Region und deren 

Nutzung. Nutzungsmöglichkeit muss weiterhin 
leistet sein. zumal geeignete Torfersatzstoffe in ausreichender Menge fehlen. Für 
Gartenbau- und Baumschulwirtschaft im Ammerland allein müssten über die in der 

I im RROP Landkreises Ammerland festgelegten Vorranggebiete für Rohstoff­
gewinnung (Torf) hinaus keine weiteren Flächensicherungen tür den Torfabbau vorge­
nommen werden. Die jetzt mit neuen ..Vorrangebieten zur Erhaltung und Entwicklung 
natürlicher Senken für klimaschädliche Stoffe" verfolgten KlImaziele daher insbe­
sondere auf dafür geeigneten Moore (im Landkreis Ammerland z.8. 
Torflagerstätten Nr. 61.1 bis Nr. 61.3) konzentriert werden. zumal Torfindustrie 
versucht ihre Abbauinteressen in diesen Flächen die Regelungen 
des RROP (Vorranggebiet Rohstoffgewinnung (Torf) der Zeitstufe 11) durchzusetzen. 

Sollten der Ammerländer Gartenbau- und Baumschulwirtschaft wichtige wirtschaftliche 
Grundlagen genommen werden. wie mit der beabsichtigten Änderung des LROP 
vorhersehbar, wird ein Prosperität Ammerlandes stärkender Wirtschaftszwejg auf 
andere Standorte (müssen), was nicht nur einen Verlust von Unternehmen 
und Arbeitsplätzen bedeutet, sondern auf lange auch Veränderung der tourls~ 

vermarkteten, durch die Gartenbau~ und Baumschulwirtschaft entstandenen 
landschaft Ammerland" nach sich könnte. Der dadurch eintretende Verlust der 
hohen touristischen Attraktivität der Ammerländer Landschaft dürfte zusätzlich einen 
Rückgang der heute über 1 Mlo. Übernachtungszahlen pro Jahr mit weitreichenden wirt­
schaftlichen Folgen zum Nachteil Ammerlandes 

Deshalb kann der Landkreis Ammerland die nach .,AllgemeInen Planungsabsichten" 
zu Änderung des LROP so zu verstehende Absicht die Zulässigkeit des 
Torfabbaus in Niedersachsen raumplanerisch gänzlich auszuschließen. nicht mittragen. 

Landkreis Ammerland fordert deshalb. Festlegungen Torfabbau in Regionalen 
Raumordnungsprogrammen (RROP) aus regionaler Sicht auch zukünftig 
RROP werden im eigenen Wirkungskreis erstellt und vom als Satzung be­
schlossen. legen die Ziele der Raumordnung das LROP ihnen vorbehält und 

Ziele, die den gesetzlichen der Raumordnung (§ 2 ROG Und § 2 
NROG) nicht widersprechen. Zu diesen im 2 (Kapitel 1, Abschnitt 1.1 Abs. 01 
Satz 2) konkretisierten Grundsätzen zählt, Standortattraktivität in allen Lan­

unter Berücksichtigung regionaler Besonderheiten und ausgebaut 
werden soll. Diese Grundsätze des NROG gelten über das Gegen­
stromprinzip (§ 1 3 ROG) hinaus auch für das LROP . 

• 2 
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Der Landkreis Ammerland wendet sich daher gegen Absicht ndes Niedersach­
sen, die Ammerland dahingehend einzuschränken, 

mit der Änderung LROP werden, Vorbehalts- und Vorranggebiete 
für Rohstoffgewinnung (Torf) aus regionaler Sicht Regelung 
wäre äußerst schädlich für weitere wirtschaftliche Entwicklung der Region Ammer-
land mit ihren europaweit Gartenbau- und Baumschulbetrieben. 

ist zu Klimazieie La mit Verhinderung 
des Torfabbaus in Niedersachsen wirklich erreicht werden. würde so evtl. die 

von kHmaschädlichen Stoffen aus Mooren reduziert werden 
können. Solange in Europa (Skandinavien. Baltikum) und auch außerhalb Europas 
(Kanada) Torf gewonnen und importiert werden kann, wird die Freisetzung klimaschädli­
cher Stoffe nach Verlagerung der Abbauaktivitäten in diese Länder dort stattfinden und 
verbunden mit dann langen Transportwegen sogar eine für Klimaschutz 
schlechtere Klimabilanz 

Mit freundlichen Grüßen 

~~~-~ 
~~a~ s 

J. 
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61 H!n/Jo Westerstede, 14 

im Rahmen al Planungsabsichten, die am 07.2013 
gemacht wurden, hat die Landesregierung ein Ende in Niedersach­
sen angekündigt. von vielen Seiten vorgetragenen Bedenken wird an 

und es wurde ein entsprechender Entwurf 
neuen Landes-Raumordnungsprogramms entwickelt, in über Abgrenzung der 

Vorranggebiete für Rohstoffgewinnung weit hinausgehende 
abgrenzungen von Vorranggebieten für Torferhaltung und Moorentwicklung 
hen sind. Zwar wird Zeitstufenregelung beibehalten, betrifft jedoch andere 

als Torf und ist deshalb für den Landkreis Ammerland nicht so relevant. 
Öffnungsklausel gibt es für den Bodenabbau nur, wenn er der Gewinnung von 

Moorheil dient zur Höhennivellierung ch ist, d. h. zur Vor­
einer möglichen und angestrebten Wiedervernässung. Eine 

nungsklausel den Gartenbau im Ammerland ist fraglich. Auch wenn man Land­
kreis Ammerland bei letzten Arbeitskreissitzung am 06.05.2014 ermut~gt hat, 
Ausnahmeregelung zu formulieren, i von einem vollständigen Torfabbaues 

und es ist lediglich die schon definierte Ausnahme für Moorheilbäder, 
ohne Mengenrelevanz zu erwarten. 

die Ammerland bedeutet als 
nehmigungsbehörde, Landes-Raumordnungsprogramms 

"Torferhaltung und Moorentwicklung" in Vor-
mehr werden kann. Da lediglich nur 

eini wenige Flächen im Randbereich außerhalb zukünftigen Vorranggebietes 
aufgrund der u. U. noch vorhandenen Torfauflage für Rohstoffgewinnung in Frage 
kommen, dürfte es im Landkreis nur sehr vereinzelt noch Torfabbauge-

es im Ammerland noch knapp laufende Torfab­
genießen und Geltungsdauer im 

tember 2014 und spätestens bereits Torfab­
bauten umfassen ein Volumen von 1.619.000 m3

. Dadurch sind vor allem die kleineren, 
inhabergeführten Abbauunternehmen in den nächsten Jahren ausreichend 

den laufenden Genehmigungsverfahren sind die Planungsabsichten des Landes 
zur Änderung im Abwägung zu 
berücksichtigen, wenn hinrei konkretisiert gelten. wird dann Fall 

, wenn die Genehmigungsbehörden im Zuge ligung zur Änderung 
Landes-Raumordnungsprogramms offiziell beteiligt werden. Der Kabinettsbe­

schluss i wohl am 14.05.2014 gefasst worden. Eine igung ist jedoch bis­
lang nicht ei Auch ist eine raumordnerische Untersagung, nach 
dem möglich wäre, bislang noch nicht angekündigt. 

Ammerland wird deshalb alle Genehmigungsanträge, sich einen 
Vorbescheid berufen können, regulär weiterbearbeiten. Hierbei handelt es sich 
um überschaubare von 5 - 6 Vorbescheiden. Aus Gründen der vermeintli­

1 /3 
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zahlreiche (33) ohne die für Bearbeitung 
Hier wurde im Rahmen der Eingangsbestätigung 

auf , die bestehende und zukünftige hingewiesen 
und ich gemacht, Entscheidung diese Anträge nicht Rechts­
lage Antragseingang, zum Zeitpunkt Entscheidung Antrag 

ist. Die der bleibt 

Aber die von hinaus werden großflächig 
für Torferhaltung und Moorentwicklung bei raumbedeutsa­

men eine Bedeutung Wie sich das dann in Praxis 
auswirkt, bt abzuwarten 

Unabhängig davon ist darauf hinzuweisen, dass seit 
Jahren aktiv zur Torferhaltung Moorentwickl Das derzeitige Projekt 
"Fintlandsmoor", das die Situation für die Natursch nt­
landsmoor" und "Dänikhorster Moor" verbessert und Flächenzusammenlegung 
und des Kompensationskonzeptes Gemeinden Bad 
ahn, und Stadt die Schutzgebiete und 
her wiedervernässen soll, ist ein bedeutender Schritt in diese Richtung. 
war dies nur mit Hilfe der FI nigung, die dafür hat, 
des die für die des FI 
ses Gebiet hineingetauscht 
werden ehe Maßnahmen, wenn auch in nerem Umfang, hat es in 

Jahren auch im Naturschutzgebiet "Hol Moor" gegeben. 
darauf hi , dass die Änderung der Vorflut und Möglichkeit zur 
besserung hydrologischen im Hollweger Moor nur isiert werden 
te, weil Kompensationsmaßnahme einen Torfabbau 
verändert w n vergleichbar Projekt zum und zur Moorentwick­
lung ist unter 7 bereits Auch die Verlegung 

eine der hydrologi Situation und 
ermöglicht Weitere kleinere Maßnahmen, wie sie 

z. vorbereitet werden, hat die Untere Naturschutzbehörde laufend 
der Agenda. I ist der Landkreis Ammerland der 

bereits gefolgt, 

Schwierigkeiten, vor allem vor des Flächendrucks, die für derarti­
ge Projekte Flächen zu haben sich diesen ver­
gleichsweise kleinen deutl stallisiert. Wie si planeri 

Landes also auf so großflächigen ohne eine Flä­
chenverfügbarkeit lassen soll, bleibt abzuwarten. Ohne Maßnah­
men für die im liegenden zur Torferhaltung und Moorentwick­
lung kann jedoch Darstellung ver­
knüpfte Ziel nicht auch nach im Landes-

Nutzung wird Moorzerset-
in die Ferne rücken lassen. 

2/3 
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Insoweit bt abzuwarten, weiche Maßnahmen des Landes ergriffen 
um e umzusetzen, Landkreis Ammerland unbeirrt bi 
Bemühungen um bekannten Hochmoorreste, 

3/3 
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303-20302/26-6-1 80 RO- H 17 19.09.2014 
vom 24.7.2014 

LROP, Entwurf 2014 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Landkreis Ammerland begrüßt nach wie vor die Absicht des Landes Niedersachsen, 
mit der Änderung des LROP erstmals in Niedersachsen "Vorranggebiete für Torferhalt 
und Moorentwicklung" verbunden mit der Zielsetzung der dauernden Bindung von Koh­
lenstoffäquivalenten festzulegen. Der Landkreis Ammerland ist und war sich immer sei­
ner Verantwortung für den Natur- und Klimaschutz bewusst und ist schon in der Vergan­
genheit äußerst sensibel mit dem Thema Torfabbau umgegangen. Obwohl das Land 
Niedersachsen im LROP 1994 entgegen den damaligen Forderungen des Landkreises 
über 5.000 ha Fläche für den Torfabbau allein im Arnmerland "freigegeben" hatte, von 
denen im LROP 2012 heute noch 3.200 ha gesichert sind, hat der Landkreis Ammerland 
mit der Festlegung von Vorranggebieten für die Rohstoffgewinnung (Torf) in zwei Zeitstu­
fen in seinem RROP seit 1996 erfolgreich den Torfabbau im Wesentlichen auf die 1.500 
ha Vorranggebiet für die ROhstoffgewinnung (Torf) mit der Zeitstufe I konzentrieren kön­
nen. Dieses sollte durchaus als Erfolg im Sinne der jetzigen Zielsetzungen des Landes 
angesehen werden. 

Im Landkreis Ammerland werden über 50 % der Baumschulfläche Niedersachsens be­
wirtschaftet. Ca. 350 Gartenbau- und Baumschulbetriebe im Haupterwerb und ca. 150 
Betriebe im Nebenerwerb bewirtschaften ca. 4.000 ha Fläche mit einem jährlichen Um­
satz von ca . 350 Mio Euro. Ohne den vor- und nachgelagerten Bereich stellt die Ammer­
länder Baumschulwirtschaft ca. 4.000 Arbeitsplätze zur Verfügung. 80% aller in Europa 
kultivierten Rhododendren stammen aus dieser Region. Damit ist das Ammerland die 
größte Baumschulregion in Deutschland. Grundlage für diesen sehr bedeutenden Am-
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merländer Wirtschaftsei Gartenbau- und Baumschulwesen waren und sind die aus­
degradierten) Moore in der und Nutzung als 

Torf und bleibt Ausgangsstofffür alle Pflanzensubstrate. 

in ausreichender Menge fehlen und zur Verfügung Ersatzstoffe 
sind mit einem höheren, wenn nicht sogar hohem Kulturrisiko verbunden, oftmals wenig 
nachhaltig höheren (thermische wirken als 

ökonomisch riskant. 

Ammerländer Moore müssen daher als Torflagerstätte für die Ammerländer 
mschulwirtschaft weiterhin genutzt werden dürfen. 

ist auch zu bezweifeln, die Klimaziele Landes mit der Verhinderung 
Torfabbaus in Niedersachsen erreicht werden. Mit dem Sofortprogramm "Niedersächsi-

Moorlandschaften" könnte in den nächsten Jahren mit erheblichem und 
finanziellen Aufwand Stoffen aus niedersächsi­
schen Mooren nur wenig bis sind darüber hinaus 
deutlich größere Anstrengungen für eine Zielerreichung erforderlich. Sol in 
ropa (Skandinavien, Baltikum) und auch außerhalb (Kanada) Torf gewonnen 
und importiert werden wird klimaschädlicher 
rung Abbauaktivitäten in diese Länder dort stattfinden und verbunden mit 

für den Klimaschutz deutlich schlechtere Klimabi­
kann nicht wirklich sinnvoll und sollte b auch nicht 

Landes bzw. der Landesraumordnung 

Sol Ammerl und Baumschulwirtschaft 
Grundlagen genommen werden, wird die des tragender 

ggfs. andere ausweichen (müssen), was nicht nur 
Verlust von Unternehmen und sondern auf Sicht auch 

Veränderung der touristisch vermarkteten, d die Baumschul­
wirtschaft Ammerland" nach sich ziehen könnte, Ver­
lust der hohen touristischen Attraktivität der Ammerländer Landschaft könnte zusätzlich 

der über 1 Mio. Übernachtungszahlen pro J mit noch 
wirtschaftlichen Folgen zum Nachteil sich ziehen, 

Solche Regelungen wären äußerst schädlich die weitere wirtschaftliche 
lung der Ammerland europaweit und Baum-
schul in der Begründung 26) zum Entwurf LROP 

hrungen: 

"bestimmte Kulturlandschajlen wie im Anllilerland aufgrund TO//­
abbaus und TOljnutzung können und Konzentration bestimlllter Branchen 
wirkt. mit verbundenen Branchen, wie Garlenbau- und 
schulbereich. sind bei Ausbleiben neuer TOlfabbaugenehmigungen dem 
Riickgang Abbaumengen in nächsten Jahren (Ausschöpfung bestehenden Abbauge­
nehmigungen) aujTorjirnpone angewiesen" 

ausdrücklich nicht aus, die berechtigten Ammerlandes ange­
messen zu würdigen. 
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Der Landkreis Ammerland kann mit Änderung des verbundene Absicht 
Torfabbau im Ammerland weitestgehend raumplanerisch auszuschließen, 

nicht mittragen und deshalb, Möglichkeiten zu den wirtschaftlich not-
Torfabbau im Ammerland weiterhin Dafür könnte von 

und Industrieverband' Gartenbau entwickelte -dem ML bekannte- zur Moorsa­
nierung, Entwicklung und von und Nutzung Rohstoffe" 
Grundlage zumindest für die Nr. 2 und 

Torflagerstätten l\lr. die Torflagerstätten Nr. 80.7, 80.8 und 
a. Anl Torfabbau so und siert 

könnte, mit der vorzugebenden werden. 
Dies könnte natürlich auf bisherigen Ammerland 

werden. hinaus müssten im Ammerland keinerlei den 
Torfabbau 

Mit freundlichen Grüßen 

Jörg Bensberg 
Landrat 
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PRÄAMBEL 
 
Aufgrund des § 1 (3) und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 58 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 
Gemeinde Wiefelstede die XX. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 49 als Satzung 
beschlossen. 

 

 

Inhalt der Änderung 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 49 werden um folgende textliche 
Festsetzungen ergänzt: 

 

1. Bauliche Anlagen in Form von Außensitzplätzen (Terrassen), Markisen und 
Vorbauten, die Gastronomiebetrieben dienen und Teil der Hauptnutzung sind, 
können im Mischgebiet die festgesetzten Baugrenzen ausnahmsweise gem. § 
23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO bis an die festgesetzten Straßenbegrenzungslinien 
heran überschreiten. 

2. In dem festgesetzten Mischgebiet sind Nebenanlagen im Sinne des  § 14 
BauNVO zwischen den Straßenbegrenzungslinien und den straßenseitigen 
Baugrenzen unzulässig. 
Abweichend hiervon können im Mischgebiet bauliche Anlagen in Form von 
Markisen und Vorbauten aus Glas sowie Werbeanlagen, die Nebenanlagen 
im Sinne von § 14 BauNVO sind, zwischen den Straßenbegrenzungslinien 
und den straßenseitigen Baugrenzen ausnahmsweise zugelassen werden. 

  

 

 

 

Wiefelstede, den   Bürgermeister 
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